
Wer als Mieterin jemandem ein Zimmer
oder die ganze Wohnung überlassen 
will, benötigt dafür nach § 540 BGB
die Erlaubnis des Vermieters. Unter 
bestimmten Vorausset zungen ist der 
Vermieter verpflichtet, die Erlaubnis 
zu erteilen. Bei unbedachtem Vor ge hen
kann aber auch eine fristlose Kün di -
gung die Folge sein. Deshalb wird emp-
fohlen, sich rechtzeitig Klarheit über 
die rechtliche Situation zu verschaffen.

Erlaubnisbedürftig ist jede Überlassung der
Wohnung oder eines Teils davon an andere
Personen, ganz gleich ob dafür Untermiete
verlangt wird oder nicht – mit folgenden
Ausnahmen:

■ Familienangehörige dürfen ohne Erlaub  -
nis aufgenommen werden, wenn sie zum
eng   s ten Familienkreis gehören: Ehepart ner,
eingetragene Lebenspartner, Kinder und El -
tern. Bereits alle übrigen LebenspartnerInnen
und Geschwister zählen nicht mehr zum eng-
sten Familienkreis und ihre Aufnahme ist
erlaubnispflichtig.

untermiete
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■ Besuch darf beliebig oft empfangen und
auch längere Zeit beherbergt werden, so fern
kein Daueraufenthalt daraus wird. Im Ein ze l -
fall kann die Abgrenzung zur Unter miete
schwierig sein. Die Wer tung hängt nicht al -
lein von der Dauer des Aufenthaltes ab. So
besteht schon vom ersten Tag an ein Un -
termietverhält nis, wenn der „Besuch“ mit
Sack und Pack einzieht. Andererseits kann je
nach Anlass ein Besuch im Ausnahmefall 
auch mehrere Monate dauern.

WICHTIGER UNTERSCHIED: GANZE

WOHNUNG ODER NUR EIN TEIL DAVON?
Es gibt unter keinen Umständen einen gesetz-
lichen Anspruch auf Untervermietung der
ganzen Wohnung. Das gilt auch bei Über-
lassung an Ehepartner oder Kinder, selbst
wenn die Mieterin die Wohnung bisher zu -
sammen mit den betreffenden Personen be -
wohnt hat. Um eine Gesamtüberlassung der
Wohnung handelt es sich auch immer, wenn
die letzte Hauptmieterin aus einer Wohnge -
meinschaft auszieht. 

Die ganze Wohnung kann nur dann anderen
überlassen werden, wenn der Vermieter da -
mit einverstanden ist; sein Einverständnis er-
z win gen kann man nicht. 

ANSPRUCH AUF ERLAUBNIS

ZUR UNTERVERMIETUNG

Es gibt Situationen, in denen der Vermieter
die Erlaubnis zur Untervermietung erteilen
muss. Ein Anspruch auf Erteilung der Unter -
miet  erlaubnis ist an folgende Vorausset zun -
gen geknüpft:

■ Es wird nur ein Teil der Wohnung unter-
ver mietet, also nur eines von mehreren Zim -

mern, oder die ganze Wohnung wird mit je -
mandem geteilt. 

■ Die Mieterin hat ein berechtigtes Inte-
res se an der Untervermietung. Der Bun des ge -
richtshof lässt hierfür alle vernünftigen Grün -
de wirtschaftlicher und persönlicher Natur
gel ten, sofern sie nur den Wunsch nach Un -
tervermietung nachvollziehbar er schei nen
lassen (s. nächste Seite). 

■ Das berechtigte Interesse ist erst nach
Ab schluss des Mietvertrages entstanden.
Sel bst wenn eine Mieterin ohne Unter ver -
mietung nicht in der Lage ist die Miete zu
bezahlen, kann sie eine Unter mieterlaubnis
nicht er zwin gen, wenn das schon bei Ver -
trags ab schluss so war.

■ Die Untervermietung muss für den Ver -
mieter zumutbar sein. Praktisch kann der Ver -
 mieter die Erlaubnis nur in zwei Fäl len mit
dieser Begründung verweigern: Wenn die
Wohnung überbelegt sein würde (Faustregel:
maximal eine Person pro Zim mer) oder wenn
die konkrete Untermieterin als unzumutbar
gilt. Hierfür reicht es aber nicht, dass der
Vermieter etwas gegen diese Per son hat; es
muss objektiv nachvollziehbare Grün de
geben.

Beispiel: Die Untermieterin ist für stän-
dige Lärm beläs tigungen bekannt, oder
sie hat einen Nachbarn oder den Ver -
mieter schon einmal tätlich angegriffen. 

■ Bei Sozialwohnungen gilt zusätzlich
§ 21 WoBindG: Mehr als die Hälfte der
Wohn    fläche (Gemeinschaftsflächen zählen
an teilig) darf nur untervermietet werden,
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wenn die Un termieterin einen „§-5-Schein“
hat.

WANN LIEGT EIN

„BERECHTIGTES INTERESSE“ VOR?
Berechtigte Interessen liegen zum Beispiel in
folgenden Fällen vor:

■ Die Lebenspartnerin oder der Lebens part -
ner soll mit in die Wohnung aufgenommen
werden. Das gilt uneingeschränkt auch für
gleich  geschlechtliche Lebensgemein schaf ten.

■ Das Einkommen hat sich spürbar ver-
schlechtert, z.B. durch Arbeitslosigkeit oder
Aufnah me einer Ausbildung. 

■ Eine bisherige Mitbewohnerin zieht aus
und die Mieterin möchte jemanden in die
Woh  nung aufnehmen, um sich wei ter hin die
Miete teilen zu können oder um die ge wohn -
te ge meinschaftliche Wohnform weiterzufüh-
ren. Ob die ausziehende Person eine weitere
Haupt    mie terin ist oder eine Unter mieterin, für
die schon eine Untermiet erlaub nis bestand,
macht dabei keinen Unters chied. 

■ Ein alleinerziehender Elternteil möchte ei -
ne weitere Person aufnehmen, um das Kind
oder die Kinder gemeinsam zu betreu en.

■ Das Alleinleben ist nicht die richtige
Wohn    form und die Mieterin möchte deshalb
künftig in Wohngemeinschaft mit anderen
Per so nen wohnen. Objektiv überprüfbare
Ver  än der  ungen in den äußeren Lebensum -
stän den müssen hier dargelegt werden kön-
nen. Diese Anfor derungen sind umso stren-
ger, je weniger Zeit seit dem Ver tragsschluss
vergangen ist. Als Ausweg für Wohn ge -

meinschaften auf Woh nungs suche, die zu -
nächst ein oder zwei Mie ter  innen vorschie-
ben, ist dies Argument daher wenig geeignet.

■ Die Mieterin hält sich vorübergehend im 
Ausland oder einer anderen Stadt auf, z.B.
stu dien- oder arbeitsbedingt. Zur Redu zie -
r  ung der doppelten Mietbelas tung soll ein Teil
der Wohnung untervermietet werden. Die
Rechtsprechung ist in diesen Fällen nicht ein-
heitlich – manche Gerichte gehen bei ständi-
ger Abwesen heit auch von einer Gesamt -
über lassung der Wohnung aus. Wichtig ist,
dass wirk lich nur ein Teil der Wohnung über-
lassen wird und der andere Teil von der
Untermieterin nicht mit genutzt wird. Bei ei ner
Ein-Zimmer-Wohnung scheidet die Unterver -
mietung von vornherein aus. Problematisch
kann es je nach Gericht auch sein, wenn die
Mieterin z.B. ein ganzes Jahr oder länger fort
ist und nicht wenigstens ab und zu zu -
rückkehrt und hierbei ihren verbliebenen
Anteil an der Wohnung nutzt. Bitte lassen Sie
sich in solchen Fällen beraten. 

BEANTRAGUNG DER UNTERMIETERLAUBNIS

Der Anspruch auf Untermieterlaubnis besteht
immer nur für eine bestimmte Person. Des- 
halb sollte die konkrete Person (Name, Ge -
burtsdatum und Beruf) genannt werden, die
einziehen soll. Außerdem sollte das Schrei -
ben gleich die Gründe enthalten, wa rum un-
tervermietet werden soll, damit der Vermieter
das berechtigte Interesse erkennen kann. Für
jede neue Untervermietung ist wieder eine
neue Erlaubnis erforderlich, es sei denn, der
Vermieter hat in der Vergan gen heit eine ge-
nerelle, personenunabhängige Un ter mieter-
laubnis erteilt.
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UNTERMIETZUSCHLAG

Speziell für Sozialwohnungen gilt: Der Ver -
mieter darf einen Untermietzuschlag verlan-
gen. Dieser ist aber gesetzlich festgelegt auf
2,50 €/Monat für eine Person und auf  
5,00 €/ Monat für zwei oder mehr Per so nen.
Bei freifinanzierten Wohnungen dagegen
hat der Vermieter nur dann einen Anspruch
auf einen Untermietzuschlag, wenn ihm die
Erlaubniserteilung sonst unzumutbar wäre.
Es gibt eigentlich nur einen Fall, für den das
zutrifft: Der Vermieter legt die Betriebskosten
nicht um und wird durch den Mehrverbrauch
z.B. für Wasser und Siel stärker belastet. Die
Höhe des Untermietzuschlags ist gesetzlich
nicht festgelegt; mehr als 10 € dürften nicht
als angemessen anzusehen sein.

UNERLAUBTE UNTERVERMIETUNG

UND FRISTLOSE KÜNDIGUNG

Eine Untervermietung, auf deren Geneh -
migung kein Anspruch besteht, kann zur
fristlosen Kündigung durch den Vermieter
führen. Voraussetzung ist allerdings, dass

der Vermieter die Mieterin vorher unter Set -
zung einer angemessenen Frist dazu auffor-
dert, die Untervermietung zu beenden. Das
Hamburger Landgericht geht davon aus,
dass nicht gekündigt werden kann, wenn
zwar eine ausdrückliche Erlaubnis des Ver -
mieters nicht vorliegt/angefordert wur de,
aber ein Recht zur Untervermietung bestehen
würde. Es gibt jedoch andere Gerichte, die
eine Kündigung in einem solchen Fall für
zulässig halten. Daher in jedem Fall: die Un -
termieterlaubnis vorher beantragen!

RECHTE DER UNTERMIETERIN

GEGENÜBER DEM VERMIETER

Im Verhältnis zum Hauptmieter gilt der ge 
setzliche Wohnraumkündigungsschutz. Ge -
 gen über dem Vermieter hat die Unter mie -
terin keinen Anspruch darauf, die Wohnung
weiter zu bewohnen, wenn das Hauptmiet -
verhältnis endet. Ebenso gibt es keinen An -
spruch auf Übernahme des Hauptmiet ver tra -
ges. Siehe dazu Info 19„Rechte und Pflichten
im Untermietverhältnis“. SW 07/10

Dieses Info ersetzt keine Rechtsberatung. Kompetente und schnelle Beratung erteilen unsere
Juristinnen und Juristen. Die Mitgliedsbedingungen erfahren Sie unter 040-431 39 40.  

MUSTERBRIEF

Sehr geehrte Damen und Herren,
ich möchte ab ..... ein Zimmer meiner Wohnung an Herrn/Frau .....(Name,
Geburtsdatum und Beruf) überlassen. Hierfür bitte ich um Ihre Erlaubnis. Mein Interesse
an der Überlassung ergibt sich aus folgenden Gründen:
(Beispiel 1)
Mein bisheriger Mitbewohner, Herr .... ist ausgezogen, so dass sich meine Mietkosten
erheblich erhöht haben. Ich möchte mir diese Kosten weiterhin teilen und auch die bis-
herige gemeinsame Wohnform beibehalten. 
(Beispiel 2)
Bei Herrn ...... handelt es sich um meinen Lebensgefährten. Ich möchte ihn in die
Wohnung aufnehmen, weil wir in Zukunft zusammenleben wollen.

Ich bitte Sie, mir die Untermieterlaubnis (bis zum...) zu erteilen. 
Mit freundlichen Grüßen          Unterschrift


